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(Nr. 14031.) Geſetz über Erleichterungen bei der Schlachtſteuer. Vom 27. November 1933. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 
8 Artikel 1. 

Die Vorſchriften über die Schlachtſteuer — Dritter Teil der Verordnung zur Sicherung des 
Haushalts vom 8. Juni 1932 (Geſetzſamml. S. 201), Verordnung zur Abänderung des Schlacht⸗ 
ſteuergeſetzes vom 21. Juni 1932 (Geſetzſamml. S. 221), Zweite Verordnung zur Abänderung des 
Schlachtſteuergeſetzes vom 13. September 1932 (Geſetzſamml. S. 309) und Artikel I ss 8 bis 12 
der Verordnung zur Durchführung dringender Finanzmaßnahmen vom 18. März 1933 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 51) — werden wie folgt geändert: 

I. An Stelle des bisherigen Tarifs tritt folgender 
Tarif: 
Die Schlachtſteuer beträgt. 8 
1. Für Ochſen mit einem Lebendgewichte N a 
von 400 kg an bis zu 500 kg (ausſchließlichhhhun )).. 16 AM 


von 500 kg an bis zu 600 kg (ausſchließlichh d. 22 AM 
von 600 und mehr KKK „„ 27 RM 
je Tier. 


Schlachtungen von Ochſen mit einem Lebendgewichte von weniger als 400 kg 
und von Ochſen über fünf Jahre (Wechſel des Schneidezahngebiſſes abgeſchloſſen, 
alle Schneidezähne in Reibung) ſind nach Tarif Nr. 2 zu verſteuern. 


2. Für fonftiges Rindvieh leinſchließlich Kälber) mit einem Lebendgewichte 


von 35 kg an bis zu 125 kg (ausſchließlichhs 4 RM 
von 125 kg an bis zu 200 kg lausſchließlich ))): 0 0 7 RM 
von 200 kg an bis zu 400 kg (ausſchließ lich:): 9 AM 
von 400 kg an bis zu 600 kg (ausſchließlichhhl » -» rn > 15 AM 
von 600 und mehr kg . Er 20 AM 
je Tier. 


Schlachtungen von Kälbern mit einem Lebendgewichte von weniger als 35 kg 
ſind ſteuerfrei. 

3. Für Schweine mit einem Lebendgewichte 
bon 50 und mehr s zen 
je Tier. 

Schlachtungen von Schweinen mit einem Lebendgewichte von weniger als 
50 Kg ſind ſteuerfrei. g f 

4. Für Schafe mit einem Lebendgewichte 
rr. 
je Tier. 
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Schlachtungen von Schafen mit einem Lebendgewichte von weniger als 20 kg 
ſind ſteuerfrei. 

II. Der im Falle der Beanſtandung des Tierkörpers eines Schlachttiers als „minderwertig“ 
zu erſtattende Teil der Schlachtſteuer (§ 3 des Schlachtſteuergeſetzes) wird von der Hälfte auf zwei 
Drittel erhöht. 5 e 

Artikel 2. 

() Der Finanzminiſter wird ermächtigt, den Wortlaut der für die Schlachtſteuer maß⸗ 
gebenden Vorſchriften, unter Berückſichtigung der Anderungen im Artikel 1, unter neuer Para⸗ 
graphenfolge und unter der Bezeichnung „Schlachtſteuergeſetz“ mit neuem Datum neu bekanntzu⸗ 
machen und hierbei überholte Vorſchriften wegzulaſſen, auch Umſtellungen und ſolche Anderungen 
vorzunehmen, die nur die Faſſung betreffen oder zur Ausräumung von Unſtimmigkeiten dienen. 

(2) Mit dem der Verkündung der Bekanntmachung folgenden Tage, jedoch nicht vor dem 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes, tritt die bisherige Faſſung der Vorſchriften über die Schlachtſteuer 
(Dritter Teil der Verordnung zur Sicherung des Haushalts vom 8. Juni 1932 — Geſetzſamml. 
S. 201 —, Verordnung zur Abänderung des Schlachtſteuergeſetzes vom 21. Juni 1932 — Geſetz⸗ 
ſamml. S. 221 —, Zweite Verordnung zur Abänderung des Schlachtſteuergeſetzes vom 13. Sep⸗ 
tember 1932 — Geſetzſamml. S. 309 — und Artikel 1 88 8 bis 12 der Verordnung zur Durch⸗ 
führung dringender Finanzmaßnahmen vom 18. März 1933 — Geſetzſamml. S. 51 —) außer 
Kraft und die neue Faſſung des Schlachtſteuergeſetzes in Kraft. 


Artikel z. 
Die Vorſchriften dieſes Geſetzes treten am ſiebenten Tage nach der Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 27. November 1933. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Popitz. 


Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit 
verkündet. 


Berlin, den 27. November 1933. 


: Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


(Nr. 14032.) Bekanntmachung der neuen Faſſung des Schlachtſteuergeſetzes. Vom 27. November 1933. 


Auf Grund des Geſetzes über Erleichterungen bei der Schlachtſteuer vom 27. November 1933 
(Geſetzſamml. S. 407) wird die folgende neue Faſſung des Schlachtſteuergeſetzes bekanntgemacht. 


Berlin, den 27. November 1933. 
Der Preußiſche Finanzminiſter. 
Popitz. 
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Schlachtſteuergeſetz. h 1 


Vom 27. November 1933. g U 5 
J. Gegenſtand der Steuer. HOLE 


8 1. 
(1) Die Schlachtung von Rindvieh, Schweinen und Schafen unterliegt der Schlachtſteuer 
(SS 2 bis 9). 
(2) Die Einfuhr von Fleiſch der im Abſ. 1 genannten Tiere ſowie von Fleiſch⸗ und Wurſt⸗ 
waren in das preußiſche Staatsgebiet unterliegt, ſofern fie aus dem Zollausland erfolgt, der Aus— 
gleichſteuer (SS 10 bis 14). 


(3) Schlachtſteuer und Ausgleichſteuer werden für den Staat erhoben. 


II. Schlachtſteuer. 

82. 

() Schlachtſteuerpflichtig iſt, wer Rindvieh, Schweine und Schafe auf eigene Rechnung 
ſchlachtet oder ſchlachten läßt. 

(2) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, Schlachtungen von Schweinen, Kälbern und Schafen 
für den Verbrauch im eigenen Haushalt (Hausſchlachtungen) von der Schlachtſteuer ganz oder zum 
Teil zu befreien. 

83. 

Die Schlachtſteuer beträgt: 

1. Für Ochſen mit einem Lebendgewichte 


von 400 kg an bis zu 500 kg (ausſchließlichçßs;ʒ ) 16 AM 
von 500 kg an bis zu 600 kg (ausſchließlichh))ß . 22 AM 
von 600 und nehr ?? ea a 27 RM 
je Tier. 


Schlachtungen von Ochſen mit einem Lebendgewichte von weniger als 400 kg 
und von Ochſen über fünf Jahre (Wechſel des Schneidezahngebiſſes abgeſchloſſen, 
alle Schneidezähne in Reibung) ſind nach Nr. 2 zu verſteuern. 


2. Für ſonſtiges Rindvieh leinſchließlich Kälber) mit einem Lebendgewichte 


von 35 kg an bis zu 125 kg (ausſchließ lich). ARM 
von 125 kg an bis zu 200 kg (ausſchließlichshh d 7 . 
von 200 kg an bis zu 400 kg (ausſchließ lich) 9 AM 
von 400 kg an bis zu 600 kg (ausſchließ lich). 15 AM 
von 600 und mehr n 8 20 Nl. 
je Tier. 


Schlachtungen von Kälbern mit einem Lebendgewichte von weniger als 35 kg 
ſind ſteuerfrei. 
3. Für Schweine mit einem Lebendgewichte 
Don nnd k re Ne ee BON 
je Tier. 
Schlachtungen von Schweinen mit einem Lebendgewichte von weniger als 
50 kg find ſteuerfrei. 
4. Für Schafe mit einem Lebendgewichte 
von 0 und mehr x RR à» 150 „ 
je Tier. 


Schlachtungen von Schafen mit einem Lebendgewichte von weniger als 20 kg 
ſind ſteuerfrei. N f 8 s a 


410 Preuß. Geſetzſammlung 1933. Nr. 73, ausgegeben am 29. 11. 33. 


8 4. 

(1) Die Veranlagung der Schlachtſteuer erfolgt vor der Schlachtung in Verbindung mit der 
amtlichen Unterſuchung (Schlachtviehbeſchau) im Sinne des Reichsgeſetzes, betreffend die Schlacht⸗ 
vieh⸗ und Fleiſchbeſchau, vom 3. Juni 1900 (Reichsgeſetzbl. S. 547). 

(2) Bei Notſchlachtungen, und ſoweit die Durchführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz aus⸗ 
nahmsweiſe die Ermittlung des Lebendgewichts aus dem Schlachtgewichte zulaſſen, erfolgt die Ver⸗ 
anlagung nach der Schlachtung vor Beginn der amtlichen Unterſuchung (Fleiſchbeſchau). 


815 
(0 Die Steuer wird unmittelbar mit der Veranlagung fällig. 
(2) Stundung oder Aufſchub der Steuer findet nicht ſtatt. 


§ 6. 
Die Steuer iſt zu entrichten bei der Schlachthauskaſſe, ſoweit die Schlachtung in öffentlichen 
Schlachthäuſern vorgenommen wird, im übrigen bei der Kaſſe der für den Ort der Schlachtung zu⸗ 
ſtändigen Schlachtſteuerſtelle oder Hilfsſtelle (S 15). 


8 7. 

Schlächter, die für eigene Rechnung schlachten, und Lohnſchlächter dürfen außerhalb der öffent⸗ 
lichen Schlachthäuſer mit der Schlachtung, in den Fällen, in denen die Veranlagung bei der Fleiſch⸗ 
beſchau erfolgt, mit der Zerlegung des Tierkörpers über das für die Zwecke der Fleiſchbeſchau zu⸗ 
läſſige Maß hinaus erſt beginnen, wenn die Steuer nachweislich entrichtet iſt oder die Schlachtung 
nachweislich ſteuerfrei iſt. 


§ 8. 

(1) Die Schlachtſteuer darf dem Erwerber des ausgeſchlachteten Fleiſches nicht geſondert neben 
dem Entgelt in Rechnung geſtellt werden. 

(2) Wer gewerbsmäßig Rindvieh, Schweine oder Schafe in lebendem Zuſtande zum Zwecke 
der Schlachtung oder zur Weiterveräußerung als Schlachttiere erwirbt, darf dem Veräußerer die 
Steuer, die für die Schlachtung dieſer Tiere zu entrichten iſt, weder geſondert in Rechnung ſtellen 
noch vom Kaufpreis abziehen. 

(3) Wer den Vorſchriften im Abſ. 1 oder Abſ. 2 zuwiderhandelt, wird mit Geldſtrafe bis zu 
5000 AM beſtraft. 


§ 9. 

(1) Wird der Tierkörper eines Schlachttiers bei der Fleiſchbeſchau als genußuntauglich im 
Sinne von 8 9 oder als bedingt genußtauglich im Sinne von § 10 des Geſetzes, betreffend die 
Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau, vom 3. Juni 1900 (Reichsgeſetzbl. S. 547) oder zwar als genuß⸗ 
tauglich, jedoch in feinem Nahrungs- und Genußwert als erheblich herabgeſetzt (minderwertig) 
beanſtandet (8 24 des vorgenannten Geſetzes in Verbindung mit § 40 der Ausführungs- 
beſtimmungen zu dem Geſetze, betreffend die Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau, vom 3. Juni 1900 — 
Zentralblatt für das Deutſche Reich 1908, Beilage zu Nr. 52 — und Ziffer 19 der Verordnung über 
Abänderung der Ausführungsbeſtimmungen zu dem genannten Geſetze vom 10. Auguſt 1922 — 
Zentralblatt für das Deutſche Reich 1922 S. 477 —) und bezieht ſich die Beanſtandung nicht nur 
auf die Organe, ſo wird die Steuer erſtattet und zwar im Falle der Minderwertigkeit zu zwei 
Dritteln und im Falle der Bedingttauglichkeit zu drei Vierteln und im Falle der Genußuntauglich⸗ 
keit voll. Beſchränkt ſich die Beanſtandung nur auf einzelne Teile, ſo verringert ſich die Erſtattung 
entſprechend. ’ 

In den Fällen, in denen gemäß 8 34 der Ausführungsbeſtimmungen zum Geſetz, be⸗ 
treffend die Schlachtvieh⸗ und Fleiſchbeſchau, (Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 30. Mai 
1902 — Zentralblatt für das Deutſche Reich S. 115 —9 das Fleiſch des Schlachttiers als genuß⸗ 
untauglich anerkannt worden iſt, wird der volle Steuerbetrag erſtattet. F Eni 
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III. Ausgleichſteuer. 


§ 10. 

(1) Ausgleichſteuerpflichtig iſt, wer friſches oder zubereitetes Fleiſch von Rindvieh, Schweinen 
und Schafen über eine in Preußen gelegene Zollſtelle aus dem Zollausland in das preußiſche 
Staatsgebiet einführt. 

(2) Dem zubereiteten Fleiſche ſtehen Fleiſch⸗ und Wurſtwaren gleich. 

(3) Steuerfrei iſt das unter Beachtung der vorgeſchriebenen Überwachungsmaßnahmen durch 
Preußen durchgeführte Fleiſch. 


8 11. 

Die Ausgleichſteuer beträgt für je 1 kg 

e c OTRRTE 10 N 

n a. 0. ee 20 a a N He 12 Anf 

3. bei Fleiſch⸗ und Wurftimaren TE DT 8 15 Ny. 
8 12. 


(1) Die Steuer ift in Verbindung mit der Zollabfertigung zu veranlagen. 

(2) Die Steuer wird unmittelbar mit der Veranlagung fällig (Stundung oder Aufſchub der 
Ausgleichſteuer findet nicht ſtatt). 

(3) Die Steuer iſt an die Kaſſe der zuſtändigen Zollbehörde zu entrichten. 


§ 13. 

(1) Neben dem Steuerpflichtigen haftet der Empfänger des Fleiſches für die Steuer. 

(2) Der Empfänger hat ſpäteſtens binnen zehn Tagen nach Eingang der Sendung der Schlacht- 
ſteuerſtelle ſeines Wohnorts oder Aufenthaltsorts Art und Gewicht der Sendung anzuzeigen und an 
die Kaſſe der Schlachtſteuerſtelle die Steuer zu entrichten, wenn er nicht auf Grund der ihm vor⸗ 
gelegten Quittungen oder ſonſtigen Unterlagen annehmen kann, daß der Steuerpflichtige die Steuer 
entrichtet hat. 

§ 14. 

Werden Fleiſch oder Fleiſch- und Wurſtwaren von der Lebensmittelpolizei beanſtandet, ſo 
wird die Steuer erſtattet und zwar in voller Höhe, wenn die beanſtandeten Fleiſchteile oder Fleiſch⸗ 
und Wurſtwaren unſchädlich zu beſeitigen ſind, in halber Höhe, wenn ihr Verkauf oder ihre Ver⸗ 
wertung unter Kenntlichmachung zugelaſſen worden iſt. 


IV. Verwaltung der Steuer. 
§ 15. 

() Die örtliche Verwaltung der Schlachtſteuer liegt den Schlachtſteuerſtellen ob. 

(2) Schlachtſteuerſtellen find in den Stadtkreiſen der Bürgermeiſter, in den Landkreiſen der 
Landrat als Vorſitzender des Kreisausſchuſſes. Der Landrat bedient ſich nach näherer Anordnung 
der Ausführungsbeſtimmungen der Gemeindevorſtände als Hilfsſtellen. 

(9) Der Finanzminiſter kann Gemeindevorſtände kreisangehöriger Gemeinden zu Schlacht⸗ 
ſteuerſtellen beſtellen. 

(4) Die Veranlagung der Schlachtſteuer wird namens der Schlachtſteuerſtellen von den 
Beſchauern, die Freiveranlagung bei ſteuerfreien Hausſchlachtungen von den Gemeindevorſtänden 
vorgenommen. 

(5) Die örtliche Verwaltung der Ausgleichſteuer liegt gemäß Anordnung des Reichsminiſters 
der Finanzen auf Grund des § 18 Nr. 2 der Reichsabgabenordnung den Zollbehörden ob. 


§ 16. 
Die für Verbrauchsſteuern geltenden Vorſchriften der Reichsabgabenordnung einſchließlich 
der Vorſchriften über das Strafrecht und Strafverfahren finden mit folgenden Maßnahmen ſinn⸗ 
gemäße Anwendung: 


1 {Hyı3 1 Bi 
DF. Grunau, fol ben. str. 1273 
R 30 
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1. An die Stelle der Finanzämter treten für die Schlachtſteuer die Schlachtſteuerſtellen. 

2. An die Stelle der Landesfinanzämter treten für die Schlachtſteuer die Regierungs- 
präſidenten, in Berlin der Oberpräſident. 

3. Die oberſte Leitung ſteht unbeſchadet der Vorſchriften des 8 19 der Reichsabgabenordnung 
dem Finanzminiſter zu. Er hat die Befugniſſe, die in der Reichsabgabenordnung dem 
Reichsminiſter der Finanzen oder der Reichsregierung beigelegt ſind; die dort vorgeſehene 
Zuſtimmung des Reichsrats fällt fort. Der Finanzminiſter hat ſich vor dem Erlaſſe von 
Durchführungsbeſtimmungen und Ausführungsbeſtimmungen mit dem Miniſter für 
Wirtſchaft und Arbeit und dem Landwirtſchaftsminiſter ins Benehmen zu ſetzen. 

4. Die auf das Reich bezüglichen Vorſchriften gelten für den Staat. 

5. Der Steueraufſicht unterliegt, wer Schlachtungen vornimmt oder vornehmen läßt oder 
Fleiſch einführt. s N 

6. Die Strafbarkeit einer Zuwiderhandlung gegen dieſes Geſetz entfällt, wenn dieſelbe Hand⸗ 
lung nach den Vorſchriften der Geſetze über Zölle oder Einfuhrverbote ſtrafbar iſt. 


§ 17. 

() Für die örtliche Verwaltung der Steuer wird den Kreiſen und Gemeinden eine Vergütung 
bis zu 4 vom Hundert des örtlichen Aufkommens gewährt. Die Höhe und die Verteilung zwiſchen 
Landkreis und Gemeinde werden durch die Durchführungsbeſtimmungen geregelt. 

(2) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, dem Veranlagungsperſonale Sondervergütungen zu 
gewähren. 


V. Schlußbeſtimmungen. 
§ 18. i 
Der Finanzminiſter wird ermächtigt, im Benehmen mit dem Miniſter für Wirtſchaft un 
Arbeit und dem Landwirtſchaftsminiſter Veranlagung und Entrichtung der Schlachtſteuer ander⸗ 
weitig zu regeln. ! 
8 19. 
Der Finanzminiſter wird ermächtigt, im Benehmen mit dem Miniſter für Wirtſchaft und 
Arbeit und dem Landwirtſchaftsminiſter für Fleiſch, das gewerbsmäßig aus Preußen ausgeführt 
wird, Befreiung von der Schlachtſteuer und Ausgleichſteuer oder ihre Erſtattung vorzuſehen. 


§ 20. 
Der Finanzminiſter wird ermächtigt, im Benehmen mit dem Miniſter für Wirtſchaft und 
Arbeit und dem Landwirtſchaftsminiſter für Schlachtungen, die in Grenzorten vorgenommen 
werden, Ausnahmebeſtimmungen zu treffen. 


§ 21. 

Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die Einfuhr von Fleiſch einſchließlich Fleiſch⸗ und 
Wurſtwaren, das aus deutſchen Ländern ſtammt, die eine der preußiſchen Schlachtſteuer ent⸗ 
ſprechende Steuer vom Fleiſchverbrauch nicht erheben, einer Ausgleichſteuer zu unterwerfen und 
hierfür nähere Beſtimmungen zu treffen. 
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